
Wo der SiÄdews Arn schIsstein ist

Das Landratsamt Ravensburg — Untere Wasserbehörde — erlässt gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 Wasserhaus-

ha ltsgesetz (WHG) i.V.m. § 75 Abs. 1 Satz 2 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG), § 21 Abs. 2 Nr. 1
WG und § 35 S. 2 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) folgende

l . Allgemeinverfügung:

1. Der wasserrechtliche Gemeingebrauch gemäß § 25 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 20 Was-

sergesetz für Baden-Württern berg (WG) wird wie folgt beschränkt:

Die Entnahme von Wasser mittels mechanischen oder elektrischen Pumpvorrichtungen aus oberirdi-

schen Gewässern wird in alien Gemeinden des Landkreises Ravensburg untersagt.

Die gemäß § 8 Abs. 2 und 3 WHG zulässige Wasserentnahme zur Abwehr einer konkreten Gefahr für

die öffentliche Sicherheit, z.B. zum Schutz von Leib und Leben im Fa Ile eines Brandes, bleibt von dieser

Al lgemei nverfügung u nberüh rt.

2. Für die Inhaber einer wasserrechtlichen Erlaubnis gilt das Wasserentnahmeverbot der Ziffer 1 eben-

falls, sofern die Erlaubnis eine lnhalts- oder Nebenbestimmung enthält, die die Wasserentnahme in

dem Zeitraum für unzulässig erklärt, in dem der Gemein- und Anliegergebrauch durch Allgemeinver-

fügung untersagt ist.

3. Die Untere Wasserbehörde kann auf Antrag eine widerrufliche Ausnahme erteilen, wenn überwie-

gende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern oder das Verbot im Einzelfall zu einer un-

billigen Härte führt.

4. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet.

Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung. Sie tritt außer

Kraft mit Ablauf des 15.10.2026.

11. Begründung

Rechtsgrundlage dieser Allgerneinverfügung sind § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG i. V. m. § 75 Abs. 1 Satz 2 WG,

§ 21 Abs. 2 Nr. 1 WG und § 35 S. 2 LVwVfG.

Gemäß § 100 Abs.1 Satz 2 WHG ordnet die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen die Maß-

nahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden

oder zu beseitigen. Gemäß § 25 WHG und § 20 WG ist der Gebrauch der oberirdischen Gewässer z.B. zum
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Baden, Schöpfen mit Handgefäßen, Tränken Vieh jedermann im Rahmen des Gemeingebrauchs gestattet.

Dies gilt vorbehaltlich des § 21 Abs. 2 WG. Danach kann die Wasserbehörde durch Rechtsverordnung oder

im Einzelfall die Ausübung des Gemeingebrauchs regeln, beschränken oder verbieten, um den Wasser-

haushalt und die Natur vor nachteiligen Veränderungen zu schützen und Gefahren für die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung abzuwehren.

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 3 WG i.V.m. § 15 Abs. 1 Nr. 1 Landesverwaltungsgesetz für Baden-Württemberg ist

das Landratsamt Ravensburg -Untere Wasserbehörde- und als solche gemäß § 82 Abs. 1 WG für die Durch-

führung der Aufgaben nach dem Wassergesetz sachlich zuständig. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich

aus § 3 Abs. 1 LVwVfG.

Untersagung des Gemeingebrauchs

Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Ordnung des Wasserhaushalts und des

Schutzes der Natur ist eine Beschränkung des Gemeingebrauchs vorliegend nach § 21 Abs. 2 Nr. 1 WG

i.V.m. § 35 S. 2 LVwVfG erforderlich. Die Beschränkung ist geeignet die Gewässer im Landkreis Ravensburg

vor weiteren Störungen durch eine Verringerung der Wasserführung zu schützen und eine Verschlechte-

rung der derzeit kritischen Gewässerzustände zu vermeiden. Das wirtschaftliche oder persönliche Inte-

resse der Anlieger, Hinterlieger und anderer Gewässernutzer an einer, im Rahmen der Gesetze zulässigen,

unbeschränkten Gewässerbenutzung hat in diesem Fall hinter dem öffentlichen Interesse an der ökologi-

schen Funktionsfähigkeit der Gewässer und dem Schutz der Natur zurückzustehen. Ein milderes Mittel zur

Erreichung des angestrebten Gewässerschutzes ist nicht ersichtlich.

In Einzelfällen kann eine widerrufliche Ausnahme erteilt werden, sofern eine Beeipträchtigung des Wohls

der Allgemeinheit ausgeschlossen werden kann.

Geltung für lnhaber einer wasserrechtlichen Erlaubnis

Wasserentnahmen, die über den Gemeingebrauch hinaus reichen, bedürfen gemäß §§ 8, 9 WHG einer

wasserrechtlichen Erlaubnis. Nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG darf die wasserrechtliche Erlaubnis nur dann

erteilt werden, wenn schädliche Gewässerveränderungen vermieden oder ausgeglichen werden können.

Sofern die wasserrechtliche Erlaubnis eine entsprechende lnhalts- oder Nebenbestimmung enthält, gilt

das Wasserentnahmeverbot für den lnhaber der wasserrechtlichen Erlaubnis mit Bekanntgabe dieser All-

gemeinverfügung unmittelbar. Die Allgemeinverfügung ist geeignet und erforderlich, um sicherzustellen,

dass durch die erlaubten Wasserentnahmen in extremen Trockenzeiten Beeinträchtigungen des ökologi-

schen und chemischen Gewässerzustands vermieden werden können. Die Schutzgüter Wasserhaushalt

und Natur wiegen in diesem Fall höher als das lnteresse der Wasserrechtsinhaber an einer unbeschränk-

ten Ausübung ihrer Wasserentnahme.

Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im überwiegenden öffentlichen Interesse im Sinne des

§ 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung. Es ist nicht vertretbar, dass durch die Einlegung von Rechts-

mitteln bestehende Wasserentnahmen fortgesetzt werden können und dadurch die Gewässersituation

Seite 2



weiter verschlechtert wird. Durch weitere Entnahmen wäre der zur Aufrechterhaltung der wasserbiologi-

schen Vorgänge erforderliche Mindestabfluss nicht mehr zu gewährleisten.

Öffentliche Bekanntmachung und Befristung

Gemäß § 43 Abs. 1 LVwVfG wird die Allgemeinverfügung wirksam, sobald sie den Betroffenen bekannt-

gegeben wird. Nach § 41 Abs. 3 S. 2 LVwVfG kann die Allgemeinverfügung öffentlich bekanntgegeben

werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist. Da im vorliegenden Fall nicht abzusehen

ist, wer von dem Entnahmeverbot betroffen ist, ist eine öffentliche Bekanntmachung notwendig, um alien

Betroffenen die Möglichkeit zur Kenntnisnahme zu geben. Gemäß § 41 Abs. 4 S. 4 LVwVfG gilt die Allge-

meinverfügung ab dem Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung. Die öffentliche Bekanntmachung er-

folgt entsprechend der Satzung des Landkreises Ravensburg über die Form der öffentlichen Bekanntma-

chung vom 13.10.2016.

Die Verfügung wird zunächst anhand der aktuellen Wetterprognose bis zum 15.10.2026

beschränkt. Sollte sich an der Wetterlage bis dahin nichts geändert haben, kann der Zeitraum der Ein-

schränkung des Gemeingebrauchs verlängert werden.

III. Rechtsbehelfsbelehrune:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-

den. Der Widerspruch ist beim Landratsamt Ravensburg, Gartenstraße 107, 88212 Ravensburg zu erhe-

ben.
IV. Hinweise:

1. Die Einhaltung des Entnahmeverbotes wird überwacht. Auf die Bußgeldvorschriften des § 103 Abs. 1

Nr. 1 WHG und des § 126 Abs. 1 Nr. 4 WG wird hingewiesen. Bei Zuwiderhandlungen gegen diese

Allgemeinverfügung können Bußgelder bis zu einer Höhe von10.000€verhängt werden.

2. Das Entnahmeverbot gilt nicht für das Tränken von Vieh und das Schöpfen mit Handgefäßen aus ober-

irdischen Gewässern.

3. Die Allgemeinverfügung mit Begründung kann beim Landratsamt Ravensburg Bau- und Umweltamt,

SG Oberflächengewässer und Grundwasserschutz, Gartenstraße 107, Bauteil E, Zimmer-Nr. 328 wäh-

rend der üblichen Dienststunden eingesehen werden (vgl. § 41 Abs. 4 S. 2 LVwVfG).

Ravensburg, den 3/1- 0S2.. 2026-
La ndratsamt Ravensburg

-untere Wasserbeträhle-

Ä

Thomas Lötsch /
Dezernent Kreisentwicklurig, Wirtschaft und ländlicher Raum
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